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EUROPÄISCHE WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT

EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG Nr. 30/65/EWG, 4/65/EURATOM DER RATE
vom 16. März 1965

zur Änderung des Statuts der Beamten und der Beschäftigungsbedin­
gungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Wirtschafts­

gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft

DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT,

DER RAT DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft,
insbesondere auf Artikel 212 ,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft ,
insbesondere auf Artikel 186 ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 31 (EWG), Nr. 11 (EAG) über das Statut der
Beamten und über die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft ( ] ),

auf Vorschlag der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
auf Vorschlag der Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft ,

nach Anhörung des Europäischen Parlaments (2),

nach Anhörung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es obliegt den Räten , das Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedin­
gungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Atomgemeinschaft und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft auf Vorschlag der Kommissionen und nach
Anhörung der betreffenden anderen Organe mit qualifizierter Mehrheit zu ändern .

Es empfiehlt sich, das Statut und die Beschäftigungsbedingungen , insbesondere
die Vorschriften über die Struktur der Geha'ltstabellen und des Systems der Zulagen
und Vergütungen für die Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften ,
zu ändern —

(») AB Nr. 45 vom 14 . 6.1962, S. 1385/62.
( 2) AB Nr. 177 vom 6 . 11 . 1964 , S. 2826 /64 .
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das Statut der Beamten der Europäischen Atomgemeinschaft und der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 63

In Absatz 3 am Ende werden die Worte : „die am 7. September 1960 gegolten
haben." ersetzt durch die Worte : „die am 1 , Januar 1965 gegolten haben ."

2 . Artikel 66

Es muß heißen :

„Das Monatsgrundgehalt wird für jede Besoldungsgruppe und jede Dienst­
altersstufe nach folgender Tabelle festgesetzt :

BESOLDUNGS­ DIENSTALTERSSTUFE
GRUPPE .

- -

1 2 - 3 5 . . 6 7 8

A 1 55 200 58 650 62 100 65 550 69 000 72 450
A 2 48 900 51900 ! 54 900 57 900 60 900 63 900 — —

A 3 L/A 3 41 300 43 750 46 200 48 650 51100 53 550 56 000 58 450
A 4 L/A 4 35 100 37 000 i 38 900 40 800 42 700 44 600 46 500 48 400
A 5 L/A 5 29 000 30 700 ¡ 32 400 34 J00 35 800 37 500 39 200 40 900
A 6 L/A 6 24 800 26 200 i 27 600 29 000 30 400 31800 33 200 34 600
A 7 L/A 7 20 850 22 000 23 150 24 300 25 450 26 600 — —

A 8 L/A 8 18 000 18 950 —
—

— —

B 1 24 850 26 250 I 27 650 29 050 30 450 31 850 33 250 34 650
B 2 21 100 22200 i 23 300 24 400 25 500 26 600 27 700 28 800
B 3 17 050 18 000 18 950 19 900 20 850 21 800 22 750 23 700
B 4 14 150 14 950 ! 15 750 16 550 17 350 18 150 18 950 19 750
B 5 12 000 12 700 j 13 400 14 100 — — —

C 1 14 150 14 950 ! 15 750 16 550 17 350 18 150 18 950 19 750
C 2 11950 12 650 ! 13 350 14 050 14 750 15 450 16 150 16 850
C 3 10 250 10 900 1 11550 12 200 12 850 13 500 14 150 14 800
C 4 9 050 9 600 I 10 150 10 700 11250 11800 12 350 12 900
C 5 7 950 8 450 , 8 950 9 450 — — — —

D 1 10 000 10 650 11 300 11950 12 600 13 250 13 900 14 550
D 2 8 650 9 200 i 9 750 10 300 10 850 11400 11950 12 500
D 3 7 550 8 050 8 550 9 050 . 9 550 10 050 10 550 11050
D 4 6 800 7 200 ' 7 600 8 000 — — — —

3 . Artikel 67 Absatz 1

Es muß heißen :

„Die Familienzulagen umfassen :
S*

a) die Zulage für den Familienvorstand in Höhe von 5 v. H. des Grund­
gehalts ; sie darf jedoch nicht niedriger sein als 700 bfrs monatlich ;

b) die Zulage- für unterhaltsberechtigte Kinder in Höhe von 1 100 bfrs monat­
lich für jedes Kind ;

c) die Erziehungszulage."
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4 . Artikel 69

Es muß heißen :
„Die Auslandszulage beträgt 16 v. H. des Gesamtbetrags des Grundgehalts

und der dem Beamten zustehenden Zulagen für den Familienvorstand und für
unterhaltsberechtigte Kinder. Die Auslandszulage beträgt mindestens 2 000 bfrs
monatlich."

5 . Titel VIII

In der Uberschrift von Titel VIII sind die Worte „der Gemeinsamen Kern­
forschungsstelle" zu streichen .

6. Artikel 97

Es muß heißen :
„ 1 . Abweichend von Artikel 44 kann die Anstellungsbehörde dem in Artikel 92
genannten Beamten in Anerkennung außerordentlicher Verdienste eine Erhöhung
seines Grundgehalts um einen zusätzlichen Steigerungsbetrag gewähren ; die Ge­
samtzahl der Beamten, denen im Laufe eines Jahres eine solche Erhöhung ge­
währt wird, darf in jeder Laufbahngruppe ein Achtel des Personalbestands nicht
übersteigen .

. Eine Grundgehaltserhöhung im vorstehenden Sinne darf dem Beamten in
jeder Besoldungsgruppe nur einmal gewährt werden .

Die Erhöhung darf nicht dazu führen, daß einem Beamten ein Grundgehalt
gewährt wird, das über dem der letzten Dienstaltersstufe seiner Besoldungs­
gruppe liegt .
2 . Ist die Befähigung, die Leistung oder die dienstliche Führung eines in
Artikel 92 genannten Beamten unzureichend, so kann abweichend von Artikel 44
sein Aufsteigen in den Dienstaltersstufen durch Verfügung der Anstellungsbe­
hörde bis zu zwei Jahren aufgeschoben werden, ohne daß das in Artikel 87
vorgesehene Verfahren anzuwenden ist .
3 . Dieser Artikel gilt nicht für die in Artikel 92 genannten Beamten, die in
die Besoldungsgruppe A 1 oder A 2 eingestuft sind."

7 . Anhang I Buchstabe B

In der Überschrift von Anhang I Buchstabe B sind die Worte „der Gemein­
samen Kernforschungsstelle" zu streichen .

8 . Anhang V — Artikel 7

Es muß heißen :

„Die Dauer des in Abschnitt 1 vorgesehenen Urlaubs verlängert sich um
Reisetage, die nach der Entfernung in Eisenbahnkilometern zwischen dem Ur­
laubsort und dem Ort der dienstlichen Verwendung wie folgt berechnet werden :
— zwischen 50 und 250 km : ein Tag für Hin- und Rückreise
— zwischen 251 und 600 km : zwei Tage für Hin- und Rückreise
— zwischen 601 und 900 km : drei Tage für Hin- und Rückreise
— zwischen 901 und 1 400 km : vier Tage für Hin- und Rückreise
— zwischen 1 401 und 2 000 km : fünf Tage für Hin- und Rückreise
— über 2 000 km : sechs Tage für Hin- und Rückreise .

Auf Antrag des Beamten kann bei entsprechendem Nachweis hiervon aus­
nahmsweise abgewichen werden , wenn die Hin - und Bückreise nicht innerhalb
der bewilligten Reisetage möglich ist .

Urlaubsort im Sinne dieses Artikels ist beim Jahresurlaub der Herkunftsort

Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Beamte , bei denen der Ort der
dienstlichen Verwendung und der Herkunftsort in Europa liegen . Liecen der
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Ort der dienstlichen Verwendung und/oder der Herkunftsort außerhalb Europas ,
so wird die Zahl der Reisetage unter Berücksichtigung der jeweiligen Erforder­
nisse durch besondere Verfügung festgelegt .

Bei den in Abschnitt 2 vorgesehenen Dienstbefreiungen wird die etwaige
Zahl der Reisetage unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch
besondere Verfügung festgelegt ."

9 . Anhang VII — Artikel 1 Absatz 1

Es muß heißen :

„Ist ein Beamter Familienvorstand, so erhält er eine Zulage in Höhe von
5 v. H. seines Grundgehalts , die mindestens 700 bfrs monatlich beträgt."

10 . Anhang VII — Artikel 2 Absatz 1

Es muß heißen :

„Der Beamte erhält nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 für jedes unter­
haltsberechtigte Kind eine Kinderzulage von monatlich 1 100 bfrs ."

11 . Anhßng VII — Artikel 3

Es muß heißen :

„Der Beamte erhält für jedes untei haltsberechtigte Kind im Sinne des Ar­
tikels 2 Absatz 2, das regelmäßig und vollzeitig eine Lehranstalt besucht, eine
Erziehungszulage in Höhe der ihm durch den Schulbesuch tatsächlich entste­
henden Kosten bis zu einem monatlichen Höchstbetrag von 1 000 bfrs .

Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit dem ersten Tage des Monats ,
in dem das Kind erstmalig eine Volksschule besucht, und erlischt mit dem Ende
des Monats , in dem das Kind das 25 . Lebensjahr vollendet .

Der in Absatz 1 vorgesehene Höchstbetrag erhöht sich bei einem Beamten,
der die Auslandszulage bezieht und dessen Ort der dienstlichen Verwendung
mindestens 50 km von einer europäischen Schule entfernt ist, auf 2 000 bfrs ."

12 . Anhang VII — Artikel 4 Absätz 1

Es muß heißen :

„ 1 . Eine Auslandszulage in Höhe von 16 v . H. des Gesamtbetrags des Grund­
gehalts und der dem Beamten zustehenden Zulagen für den Familienvorstand
und für unterhaltsberechtigte Kinder wild gewährt :

a) ( unverändert)
b) (unverändert )

Die Auslandszulage beträgt mindestens 2 000 bfrs monatlich ."

13 . Anhang VII
Hinter Artikel 4 des Anhangs VII wird ein Abschnitt 2 a mit der Überschrift

,,Vorübergehende Pauschalzulage" eingefügt, der einen Artikel 4 a mit folgen­
dem Wortlaut umfaßt :

>,Beamte der Laufbahngruppe C, die den Dienstposten eines Büroassistenten ,
Bürosekretärs , Fernschreibers , Maschinenschreibers , Bürohauptsekretärs oder
Hauptsekretärs bekleiden , können eine vorübergehende Pauschalzulage erhalten .
Die Höhe dieser Zulage und der Zeitraum der Gewährung werden von den Räten
nach dem in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts genannten Verfahren festgelegt ."
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14 . Anhang VII — Artikel 8

Es muß heißen :
„ 1 . Der Beamte hat für sich und, soweit er Familienvorstand ist , für seinen
Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Personen im Sinne des Artikels 2 unter
folgenden Bedingungen Anspruch auf eine PauschalVergütung der Reisekosten
vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Herkunftsort (Artikel 7) :

— einmal je Kalenderjahr, wenn die Entfernung in Eisenbahnkilometern
zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem Herkunftsort mehr als
50 km, jedoch weniger als 725 km beträgt ;

— zweimal je Kalenderjahr, wenn die Entfernung in Eisenbahnkilometern
zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem Herkunftsort minde­
stens 725 km beträgt .

/

Die Entfernungen werden nach Maßgabe des Artikels 7 Absatz 2 berechnet .
(Unterabsätze 2 , 3 und 4 unverändert).

2 . (Unterabsatz 1 unverändert).
Unterabsatz 2 :

Bei den Beamten der Laufbahngruppen A und B sowie der Sonderlaufbahn
Sprachendienst werden von dem auf diese Weise berechneten Gesamtbetrag
750 bfrs je Kalenderjahr abgezogen .
3 . (unverändert).

4 . Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Beamte, bei denen der Ort der
dienstlichen Verwendung und der Herkunftsort in Europa liegen . Beamte, bei
denen der Herkunftsort und/oder der Ort der dienstlichen Verwendung außerhalb
Europas liegen, haben einmal je Kalenderjahr gegen Vorlage entsprechender
Belege Anspruch auf Erstattung der Kosten für die Reise zum Herkunftsort oder
bis zur Höhe dieser Kosten auf Erstattung der Kosten für die Reise nach einem
anderen Ort." i

15 . Anhang VII — Artikel 13 Absätze 1 bis 3

Es muß heißen :

„ 1 . Die Tagegelder werden in belgischen Franken nach folgender Tabelle
berechnet :

Satz

II

Dienstreiseorte in

I

Besoldungsgruppen
A 1 bis A 3
und L/A 3

III

Sonstige
Besoldungsgruppen

Besoldungsgruppen
A 4 bis A 8

L/A 4 bis L/A 8
und Laufbahn­
gruppe B

Deutschland (1)

525,— 675, 575,-
Österreich (*)
den Niederlanden ( 1)

Belgien (*), Frankreich (*),
Italien (*), Luxemburg (*),
dem Vereinigten König­
reich (J), der Schweiz (*)

sonstigen Ländern

575,— 725,- 625,

für jede Dienstreise zu bestimmen

(') Ist der Dienstreiseort Amsterdam, Berlin , Bonn, Brüssel , Den Haag, Düsseldorf, Frankfurt a. M. , Genf,
Hamburg, Luxemburg, London, Mailand, München, Paris , Rom, Rotterdam, Straßburg oder Wien ,
so erhöht sich der Satz der in Spalte I vorgesehenen Tagegelder um 50 bfrs und der Satz der in den
Spalten II und III vorgesehenen Tagegelder um 100 bfrs .
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2 . Neben den in Spalte I vorgesehenen Sätzen wird die Hotelrechnung für das
Zimmer sowie die Bedienung und die Abgaben, nicht aber für das Frühstück
erstattet . Wird die Hotelrechnung nicht vorgelegt, so erhält der Beamte einen
Pauschalbetrag von 225 bfrs , es sei denn, daß er von der Gemeinschaft , der er
angehört, zu erstattende Schlafwagenkosten verauslagt hat oder die Nacht nicht
außerhalb des Ortes seiner dienstlichen Verwendung zu verbringen brauchte.

(Unterabsatz 2 unverändert)

3 . Der in den Spalten II und III vorgesehene Satz der Tagegelder vermindert
sich um 250 bzw. 225 bfrs für jeden nach Absatz 5 abzurechnenden Dienst­
reisetag, an dem der Beamte von der Gemeinschaft , der er angehört, zu erstat­
tende Schlafwagenkosten verauslagt hat ."

16 . Anhang VII

Es ist ein Artikel 14 a mit folgendem Wortlaut einzufügen :

„Einem Beamten, an dessen Ort der dienstlichen Verwendung die Wohn­
verhältnisse als besonders schwierig anerkannt worden sind, kann eine Mietzulage
gewährt werden . Die Räte legen nach dem in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts
vorgesehenen Verfahren das Verzeichnis der Orte, an denen die Zulage gewährt
werden kann, sowie den Höchstbetrag dieser Zulage und die Bedingungen für
ihre Gewährung fest."

17 . Anhang VII

Es ist ein Artikel 14 b mit folgendem Wortlaut einzufügen :

„Einem Beamten, an dessen Ort der dienstlichen Verwendung die Beför­
derungsbedingungen wegen der Entfernung zwischen Wohnung und Arbeits­
stätte als besonders schwierig und kostspielig anerkannt worden sind , kann eine
Fahrkostenzulage gewährt werden .

Die Räte legen nach dem in Artikel 65 Absatz 3 des Statuts vorgesehenen
Verfahren das Verzeichnis der Orte, an denen die Zulage gewährt werden kann,
sowie den Höchstbetrag dieser Zulage und die Bedingungen für ihre Gewäh­
rung fest ."

Artikel 2

Die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen
Atomgemeinschaft und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft werden wie
folgt geändert :

1 . Artikel 21

Es muß heißen :

„Anhang VII Artikel 1 , 2 , 3 , 4 und 4 a des Statuts betreffend die Bedin­
gungen für die Gewährung der Familienzulagen, der Auslandszulage und der
vorübergehenden Pauschalzulage gelten entsprechend ."

2. Artikel 63

Es muß heißen :

„Die Grundgehälter werden nach folgender Tabelle festgesetzt :
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(Monatssätze in bfrs )

Kategorie j Gruppe
Klasse

■

A
I
II
III

1

27 550
19 650
16 100

2

30 750
21 800
16 950

3

33 950
23 950
17 800

4

37 150
26 100
18 650

B IV
V

15 450
10 8b0

17 200
11 900

18 950
13 000

20 700
14 100

C VI
VII

9 250
7 300

10 200
7 900

11 150
8 500

12 100
9 100

D VIII
IX

6 850
6 200

7 500
6 450

8150
6 700

8 800
6 950

3 . Artikel 65

Es muß heißen :

„Anhang VII Artikel 1 , 2 , 4 und 4 a des Statuts betreffend die Gewährung
der Familienzulagen, der Auslandszulage und der vorübergehenden Pauschal­
zulage gelten entsprechend ."

4 . Artikel 67 Absatz !■

Es muß heißen :

„Anhang VII Artikel 7, 11 , 12, 13, 14 a und 14 b des Statuts betreffend
die Erstattung von Reise- und Dienstreisekosten sowie die Gewährung der Miet­
zulage und der Fahrkostenzulage gelten entsprechend ."

Artikel 3

Die am Tage des Inkrafttretens dieser Verordnung erworbenen Versorgungs­
ansprüche werdert von diesem Zeitpunkt an auf der Grundlage der Gehaltstabelle
geändert, die in dem durch Artikel 1 dieser Verordnung geänderten Artikel 66 des
Statuts vorgesehen ist .

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1965 in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in
jedem Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 16 . März 1965 .

Im Namen der Räte

Der Präsident

M. COUVE DE MURVILLE


